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Sehr geehrte Leser,
sehr geehrte Kunden, 

Die Finanzmarktaufsicht (FMA) 
Österreich ist seit Beginn der 

Immobilienkrise nicht untätig ge-
blieben und hat die Kriterien zur 

Vergabe von Immobilienkrediten bei 
den Banken wesentlich verschärft. Wäh-

rend viele gehofft hatten, dass sich durch den 
Wegfall der KIM-Verordnung die Vergabepraxis 
verbessern würde, hat die FMA diese Erwartun-
gen durch strengere Empfehlungen an die Risi-
koabteilungen der Banken frühzeitig gedämpft. 
Bis heute vertreten die Sachbearbeiter der FMA 
die Ansicht, dass die Immobilienwirtschaft in 
der Vergangenheit äußerst risikoreich finanziert 
wurde und hier weiterhin alle Bremsen – auch 
neben dem inzwischen doch deutlich höheren 
Zinsniveau – angezogen bleiben sollen.
Aus Bankenkreisen ist von zahlreichen Restruk-
turierungsverfahren zu hören, die durch notlei-
dende Bauträger und Entwickler verursacht wur-
den. Die Darlehen vieler Projekte können nicht 
mehr ordnungsgemäß getilgt werden. Es kursie-
ren Listen von Objekten im Projektstadium, für 
die dringend Käufer gesucht werden. Doch sind 
die Risiken tatsächlich so hoch wie befürchtet? 
Und sind die strengen Finanzierungskriterien 
wirklich notwendig, wenn sie auch gesunden 
Marktteilnehmern das Leben erschweren?
Ich zweifle daran. Die Erste Bank schreibt der-
art gute Ergebnisse, dass sie nahezu aus der 
Portokasse die Hälfte der Anteile der polnischen 
Santander Bank um sieben Milliarden Euro in 
bar erwerben kann – und dies vollmundig aus 
dem Eigenkapital finanziert. Ich gratuliere zu 
diesem gelungenen und großartigen Erfolg, der 
aus heutiger Sicht viele Möglichkeiten bietet. Für 
die heimische Immobilienwirtschaft hat dieser 
Deal jedoch einen mehr als nur schalen Beige-
schmack.

Ohne Zweifel wurden in den Monaten und Jah-
ren vor dem Höhepunkt im Jahr 2022 einige Lie-
genschaften zu absurden Preisen verkauft. Von 
diesem Niveau sind wir heute meilenweit ent-
fernt. Abgesehen von einer gesunden Marktbe-
reinigung allzu risikobereiter Teilnehmer wird 
durch die rigiden Finanzierungsbedingungen 
der Transaktionsmarkt sowohl für ganze Lie-
genschaften als auch für Entwicklungsprojekte 
im Augenblick praktisch verhindert. Dies führt 
für verkaufswillige Eigentümer zu einer sehr un-
angenehmen Situation, auch bei mehr als nur 
vernünftigen Preisvorstellungen keinen Käufer 
finden zu können. Gleichzeitig werden nur we-
nige neue Immobilien geplant und realisiert, die 
den bestehenden und zukünftigen Wohnungs-
bedarf decken könnten.
Seit Jahresbeginn 2025 beginnt sich jedoch der 
Bereich der Eigentumswohnungen deutlich aus 
dieser Pattstellung zu lösen. Hier finden zuneh-
mend Transaktionen statt, und die Preise sind 
bei Weitem nicht so stark zurückgegangen wie 
erwartet beziehungsweise befürchtet.
Aus meiner Sicht erleben wir derzeit eine äu-
ßerst spannende Marktsituation, die für inves-
titionswillige Eigentümer großartige Einstiegs-
chancen bietet. Das derzeitige Marktniveau 
entspricht in etwa jenem von vor 15 bis 20 Jah-
ren, wobei sich die Verwertbarkeit von Eigen-
tumswohnungen als sehr stabil erweist. Bereits 
investierte Eigentümer verfügen über den Vor-
sprung des Bestands und zahlreiche Entwick-
lungsmöglichkeiten. Auch wenn die klassische 
Vermietung im Augenblick wenig Potenzial ver-
spricht, bleibt das Investment in Immobilien 
sowohl im Gewerbe als auch im Wohnbereich 
nach wie vor vielversprechend. Allerdings ist es, 
wie schon seit jeher, nicht ohne einschlägiges 
Know-how erfolgreich umzusetzen.

Ihr,
KommR Oliver Brichard, MSc 

Geschäftsführer Brichard Immobilien 
Allgemein beeideter und gerichtlich 

zertifizierter Sachverständiger
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Der Wiener Wohn
immobilienmarkt 2025/2026 –  
Eine Einordnung für 
Eigentümer
Nach einer Phase außergewöhnlicher Marktverwerfungen tritt der Wiener Wohnimmo-
bilienmarkt in eine neue Orientierungsphase ein. Zinsen, Regulierung und Angebots-
knappheit haben die Spielregeln nachhaltig verändert. Die nachfolgenden Ausführungen 
analysieren diese Veränderungen und zeigen auf, welche strategischen Implikationen 
sich daraus für Eigentümer und Marktteilnehmer ergeben.
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Der Wiener Wohnimmobilien-
markt hat nach den turbulenten 
Jahren 2022 bis 2024 eine Phase 

der Neuorientierung erreicht. Steigen-
de Zinsen, regulatorische Eingriffe und 
eine deutliche Zurückhaltung auf Käu-
ferseite hatten in dieser Zeit zu rückläufigen 
Transaktionszahlen und spürbarem Preisdruck 
geführt. Die aktuellen Auswertungen von Immo 
Analytics (Wiener Wohnungsmarktbericht 2025) 
sowie die Marktbeobachtungen von RE/MAX, 
EHL und OTTO Immobilien zeigen jedoch über-
einstimmend, dass sich der Markt 2025 stabili-
siert hat und die Kräfteverhältnisse zunehmend 
wieder zugunsten der Eigentümer verschieben.
Besonders deutlich zeigt sich diese Entwicklung 
am Wiener Mietmarkt. Der frei finanzierte Miet-
wohnungsbestand umfasst rund 400.000 Woh-
nungen, während das jährliche Neubau- und 
Rückführungsangebot seit Jahren rückläufig ist. 
Für 2026 werden lediglich rund 6.000 zusätzliche 

Wohnungen erwartet, während der 
strukturelle Bedarf – getrieben durch 
Bevölkerungswachstum und Ersatz-
bedarf – bei etwa 10.000 Einheiten 
liegt. Diese dauerhafte Unterdeckung 
erklärt, warum die Nettomieten be-

reits 2024 kräftig gestiegen sind und sich 2025 
auf hohem Niveau weiter erhöht haben. Insbe-
sondere Neubau-Erstbezüge erreichen mittler-
weile Nettomieten von durchschnittlich rund 
17,50 Euro pro Quadratmeter in inneren Bezir-
ken und etwa 15,50 Euro in äußeren Bezirken. 
Auch wenn es im zweiten Halbjahr 2025 zu einer 
kurzfristigen Seitwärtsbewegung kam, erwar-
ten Marktbeobachter mittelfristig weitere Miet-
steigerungen oberhalb der Inflationsrate, da die 
Neubautätigkeit weiterhin deutlich hinter dem 
Bedarf zurückbleibt.
Parallel dazu zeigt sich am Markt für Eigen-
tumswohnungen eine spürbare Belebung. Nach 
dem historischen Höchststand von rund 16.500 

KommR Oliver 
Brichard, MSc 
office@brichard.at
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Transaktionen im Jahr 2021 waren die Verkaufs-
zahlen infolge der Zinswende stark eingebro-
chen. 2025 wurden jedoch bereits wieder rund 
12.600 Wohnungskäufe registriert. Zwar liegt 
dieses Niveau noch unter dem Vorkrisenhoch, 
die Trendwende ist jedoch eindeutig. Besonders 
auffällig ist, dass sich der Verhandlungsspiel-
raum zwischen Angebotspreisen und tatsäch-
lichen Abschlüssen deutlich verringert hat. Dies 
deutet darauf hin, dass die Phase ausgeprägter 
Käufermärkte weitgehend abgeschlossen ist.
Preislich zeigt sich ein differenziertes Bild. Wäh-
rend unsanierte Altbauwohnungen weiterhin 
unter Druck stehen, haben sich die Preise für sa-
nierte Altbauten sowie für Neubauwohnungen 
stabilisiert und in einzelnen Segmenten bereits 
wieder zugelegt. Neubauwohnungen ab Baujahr 
2020 verzeichneten 2025 erstmals seit mehreren 
Jahren wieder steigende Quadratmeterpreise. 
Gleichzeitig ist das Angebot an frei finanzierten 
Eigentumswohnungen rückläufig. Bei einem 
rechnerischen Nachfrageüberhang von meh-
reren tausend Wohnungen pro Jahr ergibt sich 
aktuell nur noch eine Angebotsreichweite von 
rund eineinhalb Jahren. Mehrere Marktanalysten 
gehen daher davon aus, dass spätestens 2026 
ein Verkäufermarkt entstehen wird.
Der Wiener Einfamilienhausmarkt nimmt dabei 
eine Sonderrolle ein. Aufgrund des begrenzten 
Angebots und der starken Heterogenität ist die 
Preisentwicklung hier weniger zyklisch. Häuser 
in guten Lagen und in zeitgemäßem Zustand 
bleiben gut nachgefragt, während sanierungs-
bedürftige Objekte deutlich längere Vermark-
tungszeiten und höhere Preisabschläge aufwei-
sen. Energiekosten, Sanierungsaufwand und 
rechtliche Rahmenbedingungen spielen zuneh-
mend eine entscheidende Rolle bei der Kaufent-
scheidung.

Wohnungen im Vollanwendungs­
bereich des MRG – Regulierung trifft 
auf Nachfrage
Der Teilmarkt der Wohnungen im Vollan-
wendungsbereich des Mietrechtsgesetzes 
(MRG) nimmt innerhalb des Wiener Woh-
nungsmarktes eine Sonderstellung ein. 
Kaum ein anderes Segment ist derart stark 
durch regulatorische Eingriffe geprägt und 
zugleich so unmittelbar von der steigenden 
Wohnraumnachfrage betroffen. Die jüngs-
ten Maßnahmen des Gesetzgebers, insbe-
sondere im Bereich der Wertsicherung, ha-
ben dieses Spannungsfeld weiter verschärft 
und bereits zu Strategieänderung der Ver-
mieter geführt.

Regulierte Mieten und steigende Nachfra­
ge: ein strukturelles Spannungsverhältnis
Die Nachfrage nach leistbarem Wohnraum in in-
nerstädtischen Lagen ist in Wien seit Jahren hoch 
und hat sich durch das Bevölkerungswachstum, 
die Zurückhaltung am Eigentumsmarkt in den 
Jahren 2022 bis 2024 sowie den Rückgang der 
Neubautätigkeit weiter verstärkt. Gerade Altbau-
wohnungen im Vollanwendungsbereich des MRG 
stehen dabei im Fokus vieler Wohnungssuchen-
der, da sie – zumindest im Bestand – im Vergleich 
zum frei finanzierten Segment ein niedrigeres 
Mietniveau aufweisen.
Gleichzeitig ist das Angebot in diesem Segment 
strukturell starr und hat eher eine abnehmende 
Tendenz. Sanierungen führen tendenziell durch 
Zusammenlegungen von kleineren Einheiten 
zu größeren Wohnungen zu einer Reduzierung 
des Angebotes. In vielen Fällen entscheidet der 
Vermieter frei werdende Wohnungen, im Zu-
sammenhang mit einer Begründung von Woh-
nungseigentum, zu verkaufen. Diese Wohnungen 
werden zu einem Teil zur Abdeckung des Woh-
nungsbedürfnisses der Käufer eigengenutzt und 
zu einem Teil wieder dem Mietmarkt zugeführt. 
Der Markt reagiert daher auf Nachfragestei
gerungen nicht über Mengen, sondern über Ver-
lagerungseffekte in andere Segmente.

Das Mietstoppmodell und die Wertsiche­
rung: kurzfristige Entlastung, langfristige 
Verzerrung
Mit dem sogenannten Mietstoppmodell und 
den bereits zuvor beschlossenen Inflationslinde-
rungsgesetzen hat der Gesetzgeber massiv in die 
vertraglich vereinbarte Wertsicherung eingegrif-
fen. Die ursprünglich zulässige Indexierung be-
stehender Mieten – regelmäßig an den Verbrau-
cherpreisindex (VPI) gekoppelt – wurde zeitweise 

16.000

15.000

14.000

13.000

12.000

11.000

10.000

 9.000

A
nz

ah
l T

ra
ns

ak
ti

on
en

2021 2022 2023 2024 2025

Jahr

Abbildung 1: Entwicklung der Wohnungs-

transaktionen in Wien 2021–2025.
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ausgesetzt bzw. gedeckelt. Für 
Vermieter bedeutet dies, dass 
vereinbarte Wertsicherungs-
mechanismen nicht oder nur 
eingeschränkt zur Anwendung 
kommen, obwohl gleichzeitig 
die bestehende Inflation zu 
realen Wertverlusten der Miet-
einnahmen und des damit ver-
bunden Ertragswertes der Lie-
genschaften geführt hat.
Diese Maßnahme hat auf den ersten Blick eine 
dämpfende Wirkung auf die Entwicklung der Be-
standsmieten. In der volkswirtschaftlichen Be-
trachtung wirkt sich dies auch auf den Warenkorb 
des Verbraucherpreisindex aus: Da Mieten ein re-
levantes Gewicht im VPI haben, trägt die künstli-
che Bremsung der Mietentwicklung dazu bei, den 
Index selbst niedriger zu halten. In der Folge redu-
ziert sich wiederum die rechnerische Grundlage 
für zukünftige Indexanpassungen – ein selbstver-
stärkender Effekt, der die reale Entwertung der 
Mieten weiter verlängert.
Für Eigentümer im Vollanwendungsbereich des 
MRG bedeutet dies eine Entkoppelung der Kosten- 
und Ertragsentwicklung. Während die Instand-
haltungs- und Erhaltungskosten inflationsbedingt 
gestiegen sind, bleiben die Mieteinnahmen im Be-
stand weitgehend eingefroren. Die Steigerungen 
der Betriebskosten können bisher an die Mieter 
im Rahmen der Regelungen des MRG weitergege-
ben werden. Eine erhebliche Kostensteigerung ist 
vor allem bei Wasser-, Abwasser- und Müllgebüh-
ren sowie bei Energieanbietern und Versicherun-
gen zu verzeichnen. Die Verwaltungskosten, die 
ebenfalls – vornehmlich durch die Erhöhung der 
Personalkosten – gestiegen sind, können jedoch 
durch die Deckelung der Verwaltungskostenpau-
schale des §22 MRG nicht an die Mieter weiter-
gegeben werden.

Marktreaktion: Befristung statt unbefriste­
ter Bestandssicherung
Der Markt reagiert auf diese regulatorischen Ein-
griffe nicht mit Passivität, sondern mit Anpassung 
der Vertragsgestaltung. Neuabschlüsse, nicht nur 
im Vollanwendungsbereich des MRG, werden 
überwiegend befristet abgeschlossen. Diese Ent-
wicklung ist weniger Ausdruck kurzfristiger Op-
portunität, sondern vielmehr eine rationale Reak-
tion auf die eingeschränkte Wertsicherung.
Die Befristung ermöglicht es Vermietern nach 
Ablauf der Vertragsdauer einen neuen Miet-
vertrag abzuschließen und dabei die zwischen-
zeitlich eingetretenen realen Kaufkraftverluste 
durch Inflation zumindest teilweise zu berück-
sichtigen. Der Neuabschluss wird damit zum 
einzigen verbleibenden Instrument, um Mieten 

wieder näher an das aktuelle 
wirtschaftliche Umfeld her-
anzuführen.
Diese Praxis führt tenden-
ziell zu einem zunehmenden 
Auseinanderdriften der Be-
standsmieten und dem als 
Marktmiete empfundenen 
Mietzinsniveau. Durch die 
starke Regulierung des Alt-
baubereiches zeigt sich diese 

Entwicklung bereits seit Jahren. Weiters werden 
die erzielbaren Mieterträge bei Wohnungen, die 
nicht im Vollanwendungsgebiet des Mietrechtes 
liegen, eine weitaus dynamischere Entwicklung 
erfahren als die sogenannten „Altmieten“.
Grundsätzlich wird die Fluktuation von Mietver-
trägen im Bestand steigen. Damit sind wieder er-
höhte Kosten für Mieter, wie auch für Vermieter, 
verbunden, die durch die zeitliche Befristung re-
gelmäßig mit Mietvertragsneuabschlüssen kon-
frontiert werden.

Langfristige Implikationen für den Altbau­
markt
Aus Marktsicht führt das Zusammenspiel von 
steigender Nachfrage, eingeschränkter Wertsi-
cherung und zunehmender Befristung zu einer 
Segmentierung innerhalb des Altbaumarktes. 
Während bestehende Mietverhältnisse real an 
Wert verlieren, steigen die wirtschaftlichen Er-
wartungen an Neuabschlüsse. Gleichzeitig sinkt 
die Bereitschaft vieler Eigentümer, Wohnungen 
langfristig und unbefristet zu vermieten.
Für den Gesamtmarkt bedeutet dies, dass der 
Vollanwendungsbereich des MRG seine ur-
sprünglich intendierte stabilisierende Wirkung 
zunehmend verliert. Die Regulierung dämpft 
zwar kurzfristig die gemessene Mietentwicklung 
und damit auch den Verbraucherpreisindex, er-
zeugt jedoch Anpassungsreaktionen, die mittel- 
bis langfristig zu mehr Unsicherheit, kürzeren 
Vertragsdauern und einer weiteren Verknappung 
des Angebots führen können.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
der Wiener Wohnimmobilienmarkt in eine neue 
Phase eintritt. Der Neubaumietmarkt ist struk-
turell unterversorgt und bietet stabile bis stei-
gende Erträge. Der Markt für Eigentumswoh-
nungen zeigt klare Erholungstendenzen, wobei 
Qualität und Lage stärker denn je über Preis und 
Liquidität entscheiden. Für Eigentümer verbes-
sert sich damit die strategische Ausgangslage 
spürbar. Nicht mehr die Finanzierungskosten al-
lein, sondern zunehmend das knappe Angebot 
wird in den kommenden Jahren der entschei-
dende Preistreiber sein.
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Mit dem am 11. Dezember 2025 
beschlossenen 5. Mietrecht-
lichen Inflationslinderungs-

gesetz (5. MILG) hat der Gesetzgeber 
umfassende Änderungen im Mietrecht 
beschlossen, die bereits mit 1. Jänner 
2026 in Kraft getreten sind. Ziel der 
Neuregelungen ist es, die Auswirkun-
gen hoher Inflationsraten auf Woh-
nungsmietzinse abzufedern und gleichzeitig die 
Bestandssicherheit für Mieterinnen und Mieter 
zu erhöhen. Die Änderungen wirken sich so-
wohl auf neue als auch auf bestehende Miet-
verträge aus.
Im Mittelpunkt des Gesetzespaketes steht das 
neu eingeführte Mieten-Wertsicherungsgesetz 
(MieWeG). Dieses beschränkt die Wirkung ver-
traglicher Wertsicherungsklauseln bei Woh-
nungsmietverträgen in der Voll- und Teilan-
wendung des Mietrechtsgesetzes. Die neuen 
Vorgaben gelten nicht nur für Mietverträge mit 
gesetzlich geregeltem Mietzins, sondern auch 
für Verträge mit freier Mietzinsvereinbarung. 
Während der ursprünglich vereinbarte Mietzins 
weiterhin unverändert bleibt, wird die künftige 
Entwicklung der wertgesicherten Miete nun ge-
setzlich begrenzt.

Die neue Wertsicherung
Das MieWeG sieht keine gesetzliche Wertsiche-
rung vor und saniert auch keine unwirksamen 
Wertsicherungsklauseln. Vielmehr setzt es eine 
wirksame vertragliche Vereinbarung voraus und 
begrenzt deren Wirkung durch zwingende zeit-
liche und betragliche Vorgaben. Mietzinserhö-
hungen aufgrund von Wertsicherungsklauseln 
dürfen künftig ausschließlich zum 1. April eines 

Jahres wirksam werden. Vertraglich 
vorgesehene Anpassungstermine zu 
anderen Zeitpunkten werden auf die-
sen Stichtag verschoben, ohne dass 
die zwischenzeitlich eingetretene In-
flation nachgeholt werden darf.
Inhaltlich knüpft das MieWeG an die 
durchschnittliche Veränderung des 
Verbraucherpreisindex 2020 des je-

weils vorangegangenen Kalenderjahres an. Bis zu 
einer Inflationsrate von drei Prozent wird diese 
voll berücksichtigt. Übersteigt die Inflation diese 
Schwelle, wird der darüber hinausgehende Teil 
nur zur Hälfte in die Mietzinserhöhung einge-
rechnet. Dadurch sollen abrupte und schwer kal-
kulierbare Mietsteigerungen verhindert werden.
Für Wohnungsmietverträge im preisgeschützten 
Vollanwendungsbereich des MRG gelten zusätzli-
che Übergangsregelungen. Mietzinserhöhungen 
zum 1. April 2026 sind auf höchstens ein Prozent 
begrenzt, jene zum 1. April 2027 auf maximal 
zwei Prozent. Erst ab 2028 greift auch hier das 
allgemeine Modell mit der Drei-Prozent-Schwel-
le. Dasselbe System gilt künftig auch für die ge-
setzliche Anpassung der Richtwerte und Katego-
riemieten. In der Praxis kann dies dazu führen, 
dass diese Mietzinse die tatsächliche Inflation 
langfristig nicht vollständig ausgleichen und da-
her real an Wert verlieren.
Besondere praktische Bedeutung kommt der 
Behandlung abweichender Wertsicherungsmo-
delle zu, etwa bei Staffelmietzinssystemen oder 
Schwellenwertvereinbarungen.
In allen Fällen ist eine sogenannte Parallelrech-
nung vorzunehmen. Maßgeblich ist stets jener 
Mietzins, der sich aus dem Vergleich zwischen 
vertraglicher Vereinbarung und den Begrenzun-

Mit Jahresbeginn 2026 ist ein zentrales Gesetzespaket zur Inflationsdämpfung 
im Mietrecht in Kraft getreten. Das 5. Mietrechtliche Inflationslinderungsgesetz 
verändert die Spielregeln der Wertsicherung und Befristung von Wohnungsmiet-
verträgen grundlegend. Die folgenden Ausführungen geben einen strukturierten 
Überblick über die wichtigsten Neuerungen und deren praktische Auswirkungen.

5. Mietrechtliches 
Inflationslinderungsgesetz: 
Die wichtigsten  
Änderungen ab 2026

KommR Oliver 
Brichard, MSc 
office@brichard.atbr
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gen des MieWeG als niedrigerer ergibt. Diese 
Berechnung ist administrativ anspruchsvoll und 
erfordert erhöhte Sorgfalt in der laufenden Ver-
waltung.
Das MieWeG ist auch auf bestehende Mietver-
träge anwendbar, soweit Mietzinserhöhungen ab 
dem 1. Jänner 2026 wirksam würden. Die erste 
Anpassung nach dem neuen System kann frü-
hestens zum 1. April 2026 erfolgen. Für die Be-
rechnung ist bei Altverträgen auf den Zeitpunkt 
der letzten wirksamen Va-
lorisierung abzustellen.
Eine weitere wesentli-
che Änderung betrifft die 
Rückforderung von Miet-
zinsüberzahlungen bei 
unwirksamen Wertsiche-
rungsklauseln in Altver-
trägen. Rückforderungsan-
sprüche sind grundsätzlich 
auf die letzten fünf Jahre 
beschränkt und an eine dreijährige subjektive 
Verjährungsfrist ab Kenntnis der Unwirksamkeit 
gebunden. Keine Beschränkung gilt jedoch bei 
missbräuchlichen Klauseln im Sinne der europäi-
schen Klausel-Richtlinie, sodass in diesen Fällen 
weiterhin eine umfassende Rückforderung mög-
lich bleibt.

Mindestbefristung auf 5 Jahre erhöht
Neben der Wertsicherung bringt das 5. MILG 
auch eine grundlegende Neuregelung der Be-
fristung von Wohnungsmietverträgen. Für Miet-
verhältnisse in der Voll- und Teilanwendung des 
MRG wird die Mindestbefristung von bisher drei 
auf künftig fünf Jahre verlängert. Diese Rege-
lung gilt sowohl für den erstmaligen Vertrags-

abschluss als auch für Vertragsverlängerungen. 
Ziel ist es, die Stabilität von Wohnverhältnissen 
zu erhöhen und häufige Umzüge zu vermeiden.
Auch die stillschweigende Verlängerung befriste-
ter Mietverträge wird ausgedehnt. Erfolgt nach 
Ablauf der Befristung keine Auflösung oder aus-
drückliche Verlängerung, verlängert sich der Ver-
trag einmalig um fünf Jahre. Wird auch diese Frist 
nicht genutzt, gilt das Mietverhältnis in weiterer 
Folge als unbefristet.

Eine Ausnahme von der 
vorgesehenen Mindest-
befristung von fünf Jah-
ren gilt für sogenannte 
„kleine“ Vermieterinnen 
und Vermieter, die nicht 
als Unternehmer im Sinne 
des Konsumentenschutz-
gesetzes einzustufen sind. 
Für diese Personengruppe 
ist weiterhin eine Befris-

tung von drei Jahren zulässig. Ob Unternehmer-
eigenschaft vorliegt, ist nach den Umständen 
des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen; die ent-
sprechende Beweislast trägt der Vermieter. Bei 
Unsicherheiten ist daher von der Anwendbarkeit 
der fünfjährigen Mindestbefristung auszugehen.
Das 5. MILG bringt damit tiefgreifende Ände-
rungen für bestehende und künftige Mietver-
hältnisse. Für Vermieter und Verwalter ergibt 
sich erhöhter Anpassungs- und Prüfungsbedarf, 
während Mieterinnen und Mieter von größerer 
Planbarkeit und mehr Schutz vor starken Miet-
steigerungen profitieren sollen. Eine sorgfältige 
rechtliche Prüfung bestehender Verträge sowie 
eine vorausschauende Gestaltung neuer Miet-
verhältnisse sind ab 2026 unerlässlich.

Eine sorgfältige 
rechtliche Prüfung be-

stehender Verträge sowie 
eine vorausschauende 
Gestaltung neuer Miet-

verhältnisse sind ab 2026 
unerlässlich.
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Was gilt bei Betriebskosten außerhalb der 
MRG-Vollanwendung?
Viele Eigentümer vermieten Wohnungen oder 
Häuser, die nicht unter die volle Anwendung des 
Mietrechtsgesetzes (MRG) fallen – etwa Ein- und 
Zweifamilienhäuser oder Neubauten ab 1945. 
Gerade in diesen Fällen war lange umstritten, 
ob und wie Betriebskosten (BK) und öffentliche 
Abgaben wie Müll, Wasser oder Grundsteuer auf 
Mieter überwälzt werden dürfen.
Mit einer neuen Entscheidung (OGH 6 Ob 

162/24b) hat der Oberste Gerichtshof (OGH) 
nun klargestellt: Betriebskostenvereinbarungen 
außerhalb der MRG-Vollanwendung sind grund-
sätzlich zulässig. Damit endet eine Phase der Un-
sicherheit, die viele Vermieter beschäftigt hat.

Das Grundprinzip: Abgrenzung des MRG
Im Vollanwendungsbereich des Mietrechtsgeset-
zes (MRG), etwa bei Altbauten, ist gesetzlich fest-
gelegt, welche Kosten auf die Mieterinnen und 
Mieter überwälzt werden dürfen. § 21 MRG ent-

Die Frage, ob Betriebskosten außerhalb der MRG-Vollanwendung auf Mieter 
überwälzt werden dürfen, war lange umstritten. Eine aktuelle Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofs bringt nun Klarheit und stärkt die vertragliche 
Gestaltungsfreiheit von Vermietern. Die folgenden Ausführungen ordnen 
diese Rechtsprechung ein und zeigen ihre praktische Bedeutung.

Betriebskosten  
im Mietrecht: 
OGH schafft Klarheit 
für Eigentümer
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hält einen abschließenden 
Katalog zulässiger Betriebs-
kosten, während § 24 MRG 
darüber hinaus bestimmte 
weitere Aufwendungen, 
etwa für Gemeinschaftsan-
lagen, erlaubt.
Außerhalb des Vollanwen-
dungsbereichs findet hingegen das Allgemeine 
Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) Anwendung. 
Nach § 1099 ABGB hat der Vermieter grund-
sätzlich sämtliche „Lasten und Abgaben“ selbst 
zu tragen, sofern nicht vertraglich ausdrücklich 
etwas anderes vereinbart wurde. Genau diese 
vertragliche Öffnung bildet den zentralen Streit-
punkt: Ist es zulässig, Betriebskosten durch indi-
viduelle Vertragsklauseln auf die Mieter zu über-
wälzen oder steht dem eine gesetzliche Grenze 
entgegen?

Der Fall: Eine Verbandsklage gegen Ver­
mieterklauseln
In dem vom OGH entschiedenen Verfahren hatte 
die Arbeiterkammer gegen mehrere Musterklau-
seln der Wiener Immobilienwirtschaft geklagt. 
Diese sahen vor, dass Mieter anteilig an Versi-
cherungen, Hausbetreuung, Verwaltungskosten, 
öffentlichen Abgaben und Grünanlagenpflege 
beteiligt werden.
Das Oberlandesgericht (OLG) Wien hatte die 
Klauseln zuvor als unzulässig erklärt: Es sei unge-
recht, wenn Mieter zusätzlich zum vereinbarten 
Mietzins noch unbestimmte und vom Verbrauch 
unabhängige Kosten tragen müssten.
Der OGH sah das anders und stellte klar: Die 
Überwälzung von Betriebskosten ist auch außer-
halb der MRG-Vollanwendung erlaubt, solange 
sie klar, transparent und sachlich gerechtfertigt 
erfolgt.

Was der OGH entschieden hat
Der 6. Senat des OGH bestätigte, dass Vermieter 
die ihnen nach § 1099 ABGB grundsätzlich selbst 
zukommenden Lasten durch vertragliche Verein-
barung auf die Mieter übertragen dürfen. Eine 
Pauschalmiete, in der alle Kosten enthalten sind, 
ist nicht zwingend. Auch eine getrennte 
Ausweisung und Verrechnung von 
Betriebskosten ist rechtlich zulässig.
Die Richter bezeichneten dies als 
ein „legitimes Regelungsmodell“. 
Entscheidend sei, dass der Mieter 
die Kostenstruktur nachvollziehen 
könne und keine versteckten oder 
unbestimmten Aufwendungen ver-
rechnet werden.

Nur eine Klausel – jene 
über Kosten für „Gemein-
schaftsanlagen und Grün-
anlagenbetreuung“  – er-
klärte der OGH wegen 
mangelnder Definition 
des Begriffs „Gemein-
schaftsanlage“ als in-

transparent und damit unwirksam.

Transparenz bleibt Pflicht
So eindeutig die Entscheidung für Eigentümer 
ist, so klar betont der OGH auch: Betriebskosten-
klauseln müssen präzise formuliert sein.
Wer im Vertrag nur vage Formulierungen wie 
„insbesondere“, „zum Beispiel“ oder „unter ande-
rem“ verwendet, riskiert die Unwirksamkeit der 
gesamten Regelung. Der Mieter muss laut OGH 
wissen, „worauf er sich einlässt“ – das heißt: Alle 
zu verrechnenden Positionen müssen vollständig 
und eindeutig im Vertrag angeführt werden.
Ein unbestimmter Sammelbegriff oder eine bloß 
demonstrative Aufzählung („z. B. Müll, Wasser, 
etc.“) reicht nicht aus.

Was Eigentümer jetzt wissen sollten
Für Vermieter bedeutet das Urteil Erleichterung 
– aber auch Verantwortung. Künftig gilt:
•	 Betriebskosten dürfen auch außerhalb der 

MRG-Vollanwendung separat verrechnet wer-
den.

•	 Die Klauseln müssen eindeutig und transpa-
rent formuliert sein.

•	 Veraltete oder unpräzise Vertragsmuster soll-
ten überarbeitet werden.

•	 Begriffliche Unklarheiten („und dergleichen“, 
„beispielsweise“) sind zu vermeiden.

Damit bleibt die rechtliche Grundlage für faire 
und wirtschaftlich nachvollziehbare Mietverhält-
nisse bestehen – ein Gewinn für beide Seiten.

Fazit: Rechtssicherheit kehrt zurück
Der OGH bestätigt mit dieser Entscheidung, dass 
Vermieter auch außerhalb der strengen MRG-Re-
geln Betriebskosten weitergeben dürfen, sofern 

sie klar vereinbart und nachvollziehbar 
gestaltet sind. Die lange befürch-
tete Gefahr, dass solche Klauseln 
pauschal unwirksam und Rückfor-
derungen über Jahrzehnte möglich 
sein könnten, ist damit gebannt.
Für Eigentümer bedeutet das: 
Mehr Rechtssicherheit, weniger Ri-
siko – und eine klare Grundlage für 
faire Mietverträge.

Andrea Valentini 
Gepr. Immobilienverwalterin

valentini@brichard.at

Betriebskostenverein-
barungen außerhalb der 

MRG-Vollanwendung 
sind grundsätzlich zu-

lässig. Damit endet eine 
Phase der Unsicherheit, 

die viele Vermieter 
beschäftigt hat.
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Der Oberste Gerichtshof schafft erstmals Klarheit bei Wertsicherungsklauseln 
in Mietverträgen. Nach jahrelanger Unsicherheit wissen Vermieter und Mieter 
nun, welche Anpassungen rechtlich zulässig sind.

Wertsicherungsklauseln 
vor dem OGH – 
Rechtssicherheit nach 
Jahren der Unsicherheit

Ein jahrelanges Tauziehen fin­
det ein Ende
Wertsicherungsklauseln – also jene 
Vertragsbestimmungen, die Mie-
ten an den Verbraucherpreisindex 
koppeln – sind seit Jahrzehnten 
Standard in österreichischen Miet-
verträgen. Sie sollen sicherstellen, 
dass die Miete mit der Inflation steigt und das 
Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung 
gewahrt bleibt.
Doch seit mehreren Verbandsklagen in den Jah-
ren 2023 und 2024 herrschte erhebliche Verun-
sicherung. Der Oberste Gerichtshof (OGH) hatte 
damals angedeutet, dass bestimmte Wertsiche-
rungsklauseln gegen § 6 Abs 2 Z 4 KSchG versto-
ßen könnten, weil sie theoretisch eine Mietzins-
erhöhung innerhalb der ersten zwei Monate nach 
Vertragsabschluss ermöglichen. Die Folge wäre 
gewesen: eingefrorene Mieten, Rückforderungs-
ansprüche über Jahrzehnte und massive Unsi-
cherheit für Vermieter.
Mit seiner aktuellen Entscheidung 10 Ob 15/25s 
hat der OGH diese Diskussion nun weitgehend 
beendet und für Klarheit gesorgt.

Die Entscheidung im Überblick
Im konkreten Fall ging es um eine Mieterin, die 
ihren Mietvertrag 2021 abgeschlossen hatte. Die 
im Vertrag enthaltene Wertsicherungsklausel 
bezog sich – irrtümlich – auf einen alten Index-
stand aus dem Jahr 2017. Tatsächlich erfolgten 
die Mietanpassungen aber anhand des Index-
werts von Dezember 2020. Die Mieterin verlangte 
daraufhin die Rückzahlung der Differenz.
Der OGH entschied, dass § 6 Abs 2 Z 4 KSchG, der 
als verbraucherschützende Norm Preisänderun-
gen in den ersten zwei Monaten nach Vertrags-

abschluss verbietet, auf langfristige 
Mietverhältnisse keine Anwendung 
findet. Diese Regelung diene dem 
Schutz kurzfristiger Verträge, bei 
denen der Verbraucher mit fixen 
Preisen rechnet. Bei einem mehr-
jährigen Mietvertrag sei aber klar, 
dass laufende Anpassungen mög-

lich sind.
Damit stellte das Höchstgericht klar: Wertsiche-
rungsklauseln in Mietverträgen bleiben zulässig, 
solange sie sachlich gerechtfertigt, transparent 
und branchenüblich formuliert sind.

Der kritische Blick: Hätte die Mieterin den­
noch gewinnen müssen?
Namhafte Juristen äußern Bedenken an der 
Entscheidung und halten das Ergebnis für 
rechtlich unzutreffend. Die Mieterin hätte den 
Prozess, unabhängig von der Grundsatzfrage, 
gewinnen müssen.
Es wird argumentiert, dass keine gültige Ver-
tragsänderung zustande gekommen sei. Die 
Hausverwaltung hatte eigenmächtig einen an-
deren Index als Grundlage der Wertsicherung 
verwendet, ohne dass die Mieterin dem aus-
drücklich oder schlüssig zugestimmt hätte. Das 
bloße Zahlen der vorgeschriebenen Miete kön-
ne nicht als stillschweigende Zustimmung ge-
wertet werden.
Darüber hinaus sei die im Vertrag enthaltene 
Wertsicherungsklausel objektiv ungewöhnlich 
und sachlich nicht gerechtfertigt, weil sie auf 
einen vier Jahre älteren Index abstellte – zum 
Nachteil der Mieterin. Nach § 6 Abs 1 Z 5 KSchG 
seien solche Klauseln nicht verbindlich, wenn sie 
dem Unternehmer (also dem Vermieter) einsei-
tig eine höhere Entgeltanpassung ermöglichen.

Marvin Brichard, MSc
m.brichard@brichard.at
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Was bedeutet das für Hauseigentümer?
Für Vermieter bringt die Entscheidung des OGH 
endlich Rechtssicherheit:
•	 Langfristige Mietverträge bleiben wertgesi-

chert, auch wenn sie über viele Jahre laufen.
•	 § 6 Abs 2 Z 4 KSchG ist auf solche Verträge 

nicht anwendbar.
•	 Die Anknüpfung an den zuletzt vor Vertrags-

abschluss veröffentlichten Index ist zulässig 
und branchenüblich.

Vermieter sollten daher prüfen, ob im Mietver-
trag der korrekte Index und Ausgangsmonat ge-
nannt sind und ob die Klausel verständlich und 
transparent formuliert ist.

Rechtssicherheit bei Wertsicherungsklau­
seln – aktuelle Klarstellungen und Ausblick
Mit der Entscheidung 10 Ob 15/25s hat der OGH 
das Spannungsverhältnis zwischen Konsumen-
tenschutz und Vertragssicherheit neu justiert. 
Für Eigentümer bringt dies eine wesentliche 
Klarstellung: Wertsicherungsklauseln bleiben 
weiterhin ein zulässiges und praktikables Ins-
trument zur Absicherung der realen Kaufkraft 
des Mietzinses.
Diese Rechtsprechung wurde durch das Inkraft-
treten des Zivilrechtlichen Indexierungs-Anpas-
sungsgesetzes (ZIAG) mit 1. 1. 2026 nun auch 
gesetzlich verankert. Damit ist ausdrücklich 
festgeschrieben, dass § 6 Abs 2 Z 4 KSchG auf 
Dauerschuldverhältnisse nicht anzuwenden ist.
Ungeachtet dessen bestehen weiterhin Risiken 
hinsichtlich der Wirksamkeit bestimmter Wert-
sicherungsvereinbarungen. Problematisch blei-

ben insbesondere Klauseln, die an den Baukosten
index anknüpfen, da dieser als sachlich nicht  
gerechtfertigte Indexbasis 
qualifiziert wurde. Ebenso 
kritisch sind Regelungen 
zu beurteilen, die dem 
Vermieter ein einseitiges 
Anpassungsrecht einräu-
men, ohne zugleich eine 
Verpflichtung zur Miet-
zinsreduktion bei deflati-
onärer Indexentwicklung 
vorzusehen.
Für künftig abgeschlosse-
ne Wertsicherungsverein-
barungen genügt ab dem 1. 1. 2026 ein einfacher 
Verweis auf die neue gesetzliche Grundlage, 
etwa mit der Formulierung: „wertgesichert ge-
mäß § 1 Abs 2 des Mieten-Wertsicherungsge-
setzes“.

Rückforderungsansprüche
Im Rahmen des 5. Mietrechtlichen Inflations-
linderungsgesetz wurden die Rückforderungs-
ansprüche betreffend etwaige unwirksame 
Wertsicherungsvereinbarungen neu normiert. 
Der Rückforderungsanspruch für Zahlungen 
aufgrund unwirksamer Wertsicherungsverein-
barungen wurde auf 5 Jahre beschränkt, es sei 
denn die Unwirksamkeit der Klausel gründet 
auf eine Missbräuchlichkeit im Sinne der Klau-
sel-Rechtslage. Dieser Anspruch verjährt nach 3 
Jahren ab Kenntnis der Unwirksamkeit, längsten 
jedenfalls nach 30 Jahren.

Vermieter sollten 
prüfen, ob im 
Mietvertrag der 
korrekte Index und 
Ausgangsmonat 
genannt sind und ob 
die Klausel verständlich 
und transparent 
formuliert ist.
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Die Abrechnung von Heiz-, 
Warmwasser- und Kältekosten 
zählt zu den konfliktträchtigsten 
Themen im Wohnungseigen-
tum. Steigende Energiekosten, 
neue technische Systeme, wie 
Wärmepumpen, Photovoltaik 
oder Kühlung sowie verschärfte 
Transparenzanforderungen tref-
fen auf ein komplexes Geflecht aus Heizkos-
tenabrechnungsgesetz (HeizKG), Wohnungsei-
gentumsgesetz (WEG) und energierechtlichen 
Sonderregelungen. Der Vortrag von Michael 
Klinger beim 12. Österreichischen Verwaltertag 
2025 zeigte exemplarisch, wo die praktischen 
und rechtlichen Bruchlinien liegen und welche 
Schlussfolgerungen für die Verwaltungspraxis 
daraus zu ziehen sind. 

1Individuelle Verbrauchser­
fassung: rechtlich geboten 

– wirtschaftlich oft nicht
Anhand eines Neubau-Praxisbei-
spiels mit 22 Nutzungseinheiten 
und zentraler Wärme-, Warm-
wasser- und Kälteversorgung 
wird deutlich, dass die individuelle 
Verbrauchserfassung nicht auto-

matisch wirtschaftlich sinnvoll ist. Die rechtli-
che Beurteilung erfolgt dabei nicht isoliert nach 
dem HeizKG, sondern nach der Individuellen-Ver-
brauchserfassung-Verordnung (EEff-IVEV).
Zwar unterstellt der Gesetzgeber eine pauschale 
Energieeinsparung von 18,75 % bei fernablesba-
ren Warmwasserzählern, doch zeigt die Kosten-
Nutzen-Analyse:
Die jährlichen Mehrkosten für Zählermiete, Ab-

Philipp Holzmüller, BA
holzmüller@brichard.at

Abrechnungsprobleme im 
Wohnungseigentum – rechtliche 
Klarheit zwischen HeizKG, WEG 
und aktueller Judikatur
Abrechnungsfragen zählen zu den rechtlich sensibelsten Bereichen im Wohnungseigentum. 
Steigende Energiekosten, neue technische Systeme und eine zunehmend differenzierte 
Judikatur stellen Verwalter und Eigentümer vor komplexe Abgrenzungsfragen. Die folgen-
den Ausführungen geben einen Überblick über zentrale Problemfelder und zeigen auf, wo 
HeizKG, WEG und aktuelle Rechtsprechung klare Leitlinien vorgeben.
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lesung und Abrechnung übersteigen die rech-
nerische Einsparung deutlich. Damit liegt eine 
Kostenineffizienz im Sinne des § 6 EEff-IVEV 
vor – mit der Konsequenz, dass keine gesetzliche 
Ausstattungsverpflichtung zur individuellen Ver-
brauchsmessung besteht. Für die Verwaltung be-
deutet das: Eine sorgfältige dokumentierte Wirt-
schaftlichkeitsprüfung ist rechtlich entscheidend 
und haftungsvermeidend.

2 HeizKG: Trennungs- und Aufteilungs­
pflichten bleiben zwingend

Gilt das HeizKG, sind Heiz-, Warmwasser- und 
Kältekosten zwingend getrennt zu erfassen 
oder – falls technisch nicht möglich – gesetzlich zu 
schätzen. Ohne einstimmige schriftliche Verein-
barung greifen die gesetzlichen Default-Schlüssel:
•	 60 % Heizung / 40 % Warmwasser
•	 70 % Verbrauch / 30 % Nutzfläche (Heizung 

und Warmwasser)
•	 90 % Verbrauch / 10 % Nutzfläche (Kälte)
Besonders praxisrelevant ist der Hinweis, dass 
Zählermieten keine „sonstigen Kosten des Be-
triebes“ im Sinne des § 2 HeizKG darstellen, da sie 
Errichtungs- und Finanzierungskosten abdecken. 
Diese Abgrenzung ist durch aktuelle OGH-Judika-
tur abgesichert und hat unmittelbare Auswirkun-
gen auf die Umlagefähigkeit.

3Abrechnung außerhalb des HeizKG: 
Rückfall auf das WEG

Nicht jede Anlage fällt unter den Anwendungs-
bereich des HeizKG. In diesen Fällen verweist § 20 

Abs 3 WEG auf die 
allgemeine Abrech-
nungspflicht nach § 34 
WEG. Grundsätzlich 
sind Aufwendungen – 
sofern nichts anderes 
vereinbart wurde – 
nach Miteigentums-
anteilen zu verteilen.
Eine wichtige Aus-
nahme gilt bei fort-
bestehenden Altmiet-
verhältnissen, die vor 
Wohnungseigentums

begründung abgeschlossen wurden: Hier bleibt 
der historische Aufteilungsschlüssel maßgeblich, 
mit Ausnahme von Rücklage, Erhaltung und Ver-
besserung.

4Eigentümerwechsel: Stichtag ist der 
Grundbuchsstand

Ein Dauerbrenner in der Praxis ist die Frage, wer 
bei Eigentümerwechsel für Nachzahlungen oder 
Guthaben haftet. Die aktuelle Rechtsprechung 
stellt klar: Maßgeblich ist ausschließlich der 
Grundbuchsstand zum Zeitpunkt der Fälligkeit. 
Weder Nutzungsdauer noch wirtschaftliche Zu-
ordnung sind relevant. Diese strikte Anknüpfung 

schafft Rechtssicherheit, verlangt von der Verwal-
tung jedoch präzise zeitliche Abgrenzungen.

5Verjährung: 30 Jahre als neue Realität
Von erheblicher praktischer Tragweite ist die 

Klarstellung des OGH, dass sämtliche Beitrags-
forderungen der Eigentümergemeinschaft – nicht 
nur Rücklagen – der 30-jährigen Regelverjährung 
nach § 1479 ABGB unterliegen. Kurzverjährun-
gen kommen nicht zur Anwendung. Für Verwal-
ter bedeutet dies einerseits größere rechtliche 
Durchsetzungsmöglichkeiten, andererseits eine 
langfristige Dokumentations- und Archivierungs-
pflicht.

6Fehlerhafte Abrechnungen: Korrektur 
nur mit formaler Neulegung

Ein bereits einmal gelegter und bezahlter Akonto-
betrag kann nicht nachträglich einseitig erhöht 
werden. Wird ein Abrechnungsirrtum erkannt, ist 
eine vollständige, formell korrekte neue Jahresab-
rechnung erforderlich. Erst mit deren Zustellung 
werden allfällige Nachforderungen fällig. Improvi-
sierte Korrekturen sind rechtlich unzulässig.

7Belegeinsicht: kein Anspruch auf Ver­
tragsprüfung

Die Belegeinsicht dient ausschließlich der Über-
prüfung der rechnerischen Richtigkeit der Ab-
rechnung. Wohnungseigentümer haben keinen 
Anspruch auf Einsicht in vollständige Verträge mit 
Energieversorgern, Versicherungen oder Dienst-
leistern, sofern die Zahlungsflüsse nachvollzieh-
bar belegt sind. Auch eine allfällige Unzweckmä-
ßigkeit oder Überteuerung von Leistungen ist im 
Abrechnungsverfahren nicht zu prüfen.

8Umsatzsteuer: differenzierte Behand­
lung bleibt fehleranfällig

Schließlich weist der Beitrag auf die weiterhin 
hohe Fehleranfälligkeit bei der umsatzsteuerli-
chen Behandlung von Vorschreibungen hin. Wäh-
rend Leistungen der Eigentümergemeinschaft 
grundsätzlich unecht steuerbefreit sind, gelten 
zahlreiche Ausnahmen – etwa für Wohnzwecke, 
Wärmelieferung oder Kfz-Abstellplätze. Die kor-
rekte steuerliche Qualifikation hängt zunehmend 
von Nutzung, Optionsausübung und Nachweis-
pflichten ab.

Fazit
Die Abrechnung im Wohnungseigentum ist längst 
kein rein rechnerischer Vorgang mehr, sondern 
ein hochkomplexes Zusammenspiel aus Technik, 
Energierecht, Zivilrecht und aktueller Judikatur. 
Für Verwalter wird es immer wichtiger, Entschei-
dungen, wie etwa gegen individuelle Verbrauch-
serfassung, rechtlich sauber zu begründen und 
wirtschaftlich zu dokumentieren. Der Vortrag von 
Michael Klinger lieferte dafür eine praxisnahe und 
rechtlich fundierte Orientierung.

Die Abrechnung im 
Wohnungseigentum 

ist längst kein rein 
rechnerischer Vorgang 

mehr, sondern ein 
hochkomplexes 

Zusammenspiel aus 
Technik, Energierecht, 

Zivilrecht und 
aktueller Judikatur.
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Komplexere Projekte, steigende Anforderungen und ein anspruchsvolles Marktumfeld 
prägten das Geschäftsjahr 2025. Gerade an der Schnittstelle zwischen Hausverwal-
tung, Eigentümern und Baupraxis zeigte sich der Mehrwert strukturierter Begleitung 
und klarer Kommunikation. Der nachstehende Erfahrungsbericht beleuchtet diese 
Entwicklungen aus unternehmerischer Sicht.

Erfahrungsbericht 2025
der Brichard und Schmoliner 
Baumanagement GmbH
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Ausgangssituation und Unternehmensent­
wicklung
Nach unserem sehr erfolgreichen Geschäfts-
jahr 2024 starteten wir mit klaren Zielen in das 
Jahr 2025. Unser Fokus lag zunehmend auf der 
Weiterentwicklung unserer Leistungen sowie 
auf der nachhaltigen Betreuung neuer Kundin-
nen und Kunden.
Bereits im Vorjahr hatte sich gezeigt, dass fach-
liches Know-how seinen größten Nutzen dort 
entfaltet, wo Hausverwaltungen und Eigentü-
mer konkrete, praxisnahe Unterstützung benö-
tigen. Genau an dieser Schnittstelle wurde die 

Rolle als vermittelndes Bindeglied besonders 
wirksam: zwischen Problem und Lösung eben-
so wie zwischen Baustelle und Auftraggeber. 
Im Jahr 2025 wurde diese Funktion konsequent 
weiter geschärft und gefestigt – mit dem Ergeb-
nis, dass fachliche Kompetenz nicht nur beratend 
wirkte, sondern aktiv dazu beitrug, Prozesse zu 
klären, Entscheidungen zu erleichtern und nach-
haltige Lösungen voranzubringen.
Im Bereich der Hausverwaltung wurden beste-
hende Leistungen weiter ausgebaut. Dazu zähl-
ten unter anderem Schadenserörterungen, die 
Begleitung von Sanierungsprojekten, die Ausar-
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beitung thermischer Sanierungskonzepte sowie 
die Erstellung von Bauwerksbüchern. Dieses brei-
te Leistungsspektrum bildete eine wesentliche 
Grundlage für die Entwicklung im Jahr 2025.

Geschäftsentwicklung im Jahr 2025
Das Jahr 2025 stellte die Bauwirtschaft vor gro-

ße Herausforderungen. 
Neben hohen Zinsen, 
verschärften Kredit-
vergaberichtlinien und 
Zurückhaltung privater 
Bauträger verschärfte 
sich die finanzielle Lage 
vieler Zinshaus- und 
Wohnungseigentümer, 
was Investitionsent-
scheidungen beein-
flusste.
Trotz dieser herausfor-
dernden Rahmenbe-
dingungen konnte die 
Brichard und Schmo-
liner Baumanagement 
GmbH ihre Geschäfts-
tätigkeit erfolgreich 

fortsetzen. Aufgrund der angespannten Markt-
situation wurden Leistungen stärker auf Kun-
denbedürfnisse ausgerichtet – insbesondere 
bei Kosten, Qualität und verlässlicher Termin-
planung. Im Laufe des Jahres konnten neue 
Auftraggeber und Hausverwaltungen gewon-
nen werden, zudem nahm der Umfang und die 
Komplexität der betreuten Projekte zu.

Weiterentwicklung von Leistungen und 
Prozessen
Ein wesentlicher Schwerpunkt lag auf der An-
passung bestehender Leistungen an geänderte 
Rahmenbedingungen. Insbesondere neue För-
dervorgaben machten eine Über-
arbeitung von Machbarkeitsstudien 
für thermisch-energetische Sanie-
rungen erforderlich. Ziel war es, 

Besuchen Sie unsere Website https://bs-baumanagement.at

Dipl. Ing. Bmst. Stefan 
Schmoliner

schmoliner@bs-baumanagement.at

ERFAHRUNGSBERICHT 2025 DER BRICHARD UND SCHMOLINER BAUMANAGEMENT GMBH

Für die kommenden 
Jahre steht ein kontrol

liertes Wachstum 
im Fokus. Ziel bleibt 

es, bestehende 
Qualitätsstandards zu 

sichern, Leistungen 
bedarfsgerecht weiter
zuentwickeln und die 
Zusammenarbeit mit 

Hausverwaltungen und 
Eigentümern langfristig 

zu vertiefen. 

wirtschaftliche, technische und förderrechtliche 
Aspekte klar darzustellen und damit fundierte 
Entscheidungsgrundlagen für unsere Kundinnen 
und Kunden zu schaffen.
Parallel dazu zeigte das Bauwerksbuch gemäß 
§ 128a Wiener Bauordnung sehr positive Ent-
wicklungen. Der darin enthaltene Erhaltungs-
bericht ermöglicht eine strukturierte Übersicht 
über den baulichen Zustand von Liegenschaften, 
zeigt Instandhaltungsrückstände auf und unter-
stützt die mittelfristige Maßnahmenplanung. 
Die Umsetzung dieser Maßnahmen erfolgte in 
enger Abstimmung mit Hausverwaltungen und 
Eigentümern und bestätigte in der Praxis den 
Erhaltungsbericht als hilfreiches Instrument für 
eine transparente und nachvollziehbare Planung.

Fazit und Ausblick
Das Geschäftsjahr 2025 war von stabiler Ent-
wicklung und kontinuierlichem Ausbau der 

Leistungen geprägt. Auf den Erfahrun-
gen der Vorjahre aufbauend konnten 
Leistungen weiterentwickelt und Pro-
zesse geschärft werden.

„Die Zusammenarbeit mit Brichard und Schmo-
liner Baumanagement ist geprägt von klarer 
Kommunikation, transparenter Planung und en-
ger Abstimmung. Jede Maßnahme wird für uns 
gezielt aufbereitet, gemeinsam festgelegt, Priori-
täten, Termine und Kosten abgestimmt, sodass 
wir als Hausverwaltung effizient entscheiden, 
Risiken für unsere Eigentümer minimieren und 
Projekte termingerecht umsetzen können.“
Mag. Gerald Baumgartner
(KR Walter Baumgartner Immobilien GmbH)

„Ich war von der professionellen und sehr kom-
petenten Beratung und Zusammenarbeit im 
Rahmen der Erstellung des Bauwerksbuches be-
geistert. Die zusätzlichen präzisen Erklärungen 
und Grobkostenschätzungen helfen sehr bei der 
weiteren Entwicklung und Planung kommender 
Arbeiten.“ 
Mag. Anna-Lena Lang
(Selbstverwaltung)
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Balkonanbau im 
Wohnungseigentum –  
wann ist er zulässig?
Wann darf ein Wohnungseigentümer baulich in die Substanz der Liegenschaft ein-
greifen – und wann nicht? Der Balkonanbau ist ein klassisches Beispiel für die-
ses Spannungsfeld. Die folgende Besprechung einer aktuellen OGH-Entscheidung 
zeigt, wie eng die Voraussetzungen für eine Genehmigung tatsächlich sind. 

18



Immer wieder stellt sich für Wohnungseigentü-
mer die Frage, ob bauliche Änderungen an der 
eigenen Wohnung – etwa 

der Anbau eines Balkons 
– auch dann zulässig sind, 
wenn dafür allgemeine Teile 
der Liegenschaft, wie Fas-
sade oder Innenhof, in An-
spruch genommen werden 
müssen. Der Oberste Ge-
richtshof (OGH) hat sich in 
einer aktuellen Entscheidung 
(5 Ob 112/24t) erneut mit 
dieser Thematik befasst und 
dabei wichtige Klarstellungen getroffen.
Ausgangspunkt der Entscheidung war der Wunsch 
eines Wohnungseigentümers, an seiner Wohnung 
im zweiten Stock einen Balkon zu errichten. In 
dem Gebäude waren bereits identische Balkone 
im ersten und dritten Stock vorhanden, weshalb 
der Antragsteller davon ausgegangen ist, dass 
auch sein Vorhaben zulässig sei. Da jedoch in die-
sem Fall nicht alle übrigen Wohnungseigentümer 
zustimmten, wurde die Genehmigung im gericht-
lichen Außerstreitverfahren beantragt.
Nach dem Wohnungseigentumsgesetz kann eine 
fehlende Zustimmung der anderen Eigentümer 
nur dann ersetzt werden, wenn die geplante 
Änderung entweder einem wichtigen Interesse 
des Wohnungseigentümers dient oder der soge-
nannten Verkehrsüblichkeit entspricht. Ein bloßes 
Komfort- oder Zweckmäßigkeitsinteresse reicht 
dafür nicht aus. Im konkreten Fall stand daher die 
Frage im Mittelpunkt, ob der geplante Balkon als 
verkehrsüblich anzusehen ist.
Der OGH stellte klar, dass sich die Verkehrsüblich-
keit nicht allein nach den baulichen Gegebenhei-
ten des eigenen Hauses richtet. Maßgeblich ist 
vielmehr die unmittelbare Umgebung, also etwa 
der gesamte Gebäudekomplex oder der gemein-
sam genutzte Innenhof. Verkehrsüb-
lich ist eine bauliche Maßnahme nur 
dann, wenn sie in dieser Umgebung 
bei einem großen Teil vergleichbarer 
Objekte bereits vorhanden ist.
Im entschiedenen Fall bildeten ins-
gesamt sechs Wohnhäuser einen 
gemeinsamen Innenhof. In diesem 

Innenhof war – abgesehen von den bereits beste-
henden Balkonen im selben Haus – nur ein weite-

rer Balkon vorhanden. Auch 
in der näheren Umgebung 
des Hauses konnten Balko-
ne nur sehr vereinzelt ver-
zeichnet werden. Der OGH 
kam daher zum Ergebnis, 
dass das typische Erschei-
nungsbild der Gebäude in 
diesem Viertel nicht durch 
Balkone geprägt war, son-
dern diese eine Ausnah-
me darstellten. Dass im 

eigenen Haus bereits einzelne Balkone existierten, 
reichte nach Ansicht des Höchstgerichts nicht aus, 
um von Verkehrsüblichkeit zu sprechen. Der An-
trag auf Genehmigung wurde daher abgewiesen.
Diese Entscheidung ist für Wohnungseigentümer 
von erheblicher praktischer Bedeutung. Sie zeigt, 
dass selbst scheinbar naheliegende bauliche Maß-
nahmen nicht automatisch zulässig sind, wenn 
allgemeine Teile der Liegenschaft betroffen sind. 
Bestehende Balkone im eigenen Haus bedeuten 
nicht zwangsläufig, dass weitere Balkone geneh-
migt werden müssen. Entscheidend ist stets das 
Gesamtbild der näheren Umgebung.
Für Wohnungseigentümer empfiehlt es sich daher, 
geplante bauliche Änderungen frühzeitig mit der 
Hausverwaltung und den übrigen Eigentümern 
abzustimmen. Ohne ausreichende Zustimmung 
oder ohne klar nachweisbare Verkehrsüblichkeit 
besteht das Risiko, dass ein Gericht die Genehmi-
gung versagt. Hausverwaltungen sind in diesem 
Zusammenhang gefordert, ihre Kunden auf diese 
Rechtslage hinzuweisen und vor unrealistischen 
Erwartungen zu warnen.
Zusammenfassend bestätigt der OGH seine 
strenge Linie bei eigennützigen baulichen Än-
derungen im Wohnungseigentum. Was in der 

näheren Umgebung nicht bereits über-
wiegend üblich ist, lässt sich auch ge-
richtlich nur schwer durchsetzen. Eine 
sorgfältige Prüfung und möglichst ein-
vernehmliche Lösungen innerhalb der 
Eigentümergemeinschaft bleiben daher 
der sicherste Weg.

Für Wohnungs
eigentümer empfiehlt es 
sich, geplante bauliche 
Änderungen frühzeitig 

mit der Hausverwaltung 
und den übrigen Eigen-
tümern abzustimmen.

Manuela 
Kietreiber-Schmatz 

Gepr. Immobilienverwalterin
kietreiber@brichard.at
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THEMA: AUSZEICHNUNGEN

Es war einer dieser Tage im Jahr 
2025, auf den wir uns ganz beson-
ders freuten, weil er anders war. Kei-
ne Immobilien, keine E-Mails, keine 
Telefonate, kein Büroalltag. Stattdes-
sen gab es Atemschutzmasken, bun-
te Dosen und weiße Leinwände, die 
nur darauf warteten, mit Kreativität – und ein 
bisschen Chaos – bunt besprüht zu werden und 
eine Geschichte erzählen zu dürfen. 
Schnell war jedem von uns klar, dass es nicht um 
künstlerische Perfektion geht, sondern um Zu-
sammenarbeit und Mut, Dinge auszuprobieren 
und gemeinsam etwas zu gestalten. Während 
einige Kolleginnen und Kollegen keine Scheu 
zeigten und sofort zur Sprühdose griffen, zö-

gerten andere noch so lange bis sie 
die ersten Sprüh-Erfolge der anderen 
sahen und aus deren Fehlern lernen 
konnten. Je mehr probiert und wild 
drauf los gesprüht wurde, desto mehr 
„Kunstwerke“ nahmen Gestalt an. Aus 
Zurückhaltung wurde nach und nach 

Begeisterung. 
Ein Kollege brachte es treffend auf den Punkt: 
„Manchmal muss man einfach anfangen – der 
Rest ergibt sich von selbst.“
Innerhalb weniger Minuten gab es dann die ers-
ten gegenseitige Zurufe: „Probier es doch mal 
so!“, „Oh, das sieht richtig cool aus!“, „Ich glau-
be, ich habe mich gerade selbst besprüht! „Hat 
jemand eine blaue Dose?“

Manchmal beginnt Teamgeist dort, wo man sich gemeinsam traut, etwas völlig Neues 
zu probieren - zum Beispiel mit einer Sprühdose in der Hand. Unser Betriebsausflug 
im vergangenen Jahr stand ganz im Zeichen von Kreativität, Teamwork und der Vor-
freude auf unser 50-jähriges Jubiläum in diesem Jahr.

Unser Betriebsausflug 2025: 
Wenn Farben Geschichten 
erzählen

Julia Kaps, MSc 
kaps@brichard.at
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Jede Farbe, jede Linie trug ein Stück Persön-
lichkeit in sich, und doch entstand daraus 
etwas Gemeinsames. Ein Sprühstoß hier, ein 
Lachen dort und mit jedem Farbklecks wuchs 
nicht nur unser gemeinsames Werk, sondern 
auch dieses Gefühl, das man im Alltag so sel-
ten bewusst wahrnimmt: Zusammen etwas 
entstehen zu lassen, das bleibt.
Perfekt musste nichts sein – echt schon.
Als wir am Ende vor unseren fertigen Lein-
wänden standen, konnten viele von uns selbst 
nicht glauben, was wir gerade gemeinsam 
kreiert hatten. Es gab unglaubliche Ergeb-
nisse, die zuvor niemand erahnen konnte. 

Unsere Erwartungen 
wurden teilweise weit 
übertroffen. Einige Kol-
leginnen und Kollegen 
hatten regelrecht ein 
bislang verborgenes 
Talent entdeckt und 
freuten sich über diese 
Selbsterkenntnis. Jeder 
sah das Ergebnis ein 
bisschen anders: der 
eine als Kunstwerk, der 
andere als Symbol un-
serer Unternehmens-
kultur oder als Zeichen 
unserer Identität und 

manche als Erinnerung an unsere gemeinsa-
men Erfolge. Doch wir alle waren uns einig: Es 
war mehr als ein cooler Vormittag – Es war ein 
Stück Brichard-Geschichte in Farbe.
Gut gelaunt ging es am Nachmittag weiter in 
die Bowlinghalle. Und wer dachte, dass nach 
dem kreativen Vormittag alle erschöpft sei-
en, wurde schnell eines Besseren belehrt. 
Die Kugeln rollten, die Pins fielen und Jubel-
rufe hallten durch die Halle. Manche wollten 
Meisterleistungen erbringen, andere konzen-
trierten sich auf den Spaßfaktor – und darauf, 
möglichst wenig in die Rinne zu treffen. Doch 
egal ob Strike oder Fehlwurf – jeder Punkt 
wurde gefeiert. Gegenseitige Motivation und 
Anfeuerung waren nicht zu überhören. Genau 
wie beim Graffiti ging es nicht ums Gewinnen, 
sondern um das Miteinander.
Das gemeinsame Sprühen, Spielen, Lachen 
und Feiern hat uns gezeigt, dass Teamwork 
nicht im Büro entsteht, sondern überall dort, 
wo Menschen gemeinsam etwas erleben. 

Folgen Sie uns  
auf Instagram
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Das gemeinsame 
Sprühen, Spielen, 

Lachen und Feiern 
hat uns gezeigt, 
dass Teamwork 

nicht im Büro 
entsteht, sondern 

überall dort, 
wo Menschen 

gemeinsam etwas 
erleben. 



THEMA: AUSZEICHNUNGEN

Es gibt Anerkennungen, die uns besonders be-
rühren, weil sie zeigen, dass unser Weg stimmt. 
Im vorigen Jahr wurden wir zum fünften Mal als 
Great Place to Work® ausgezeichnet, und das er-
füllt uns mit großer Freude und Stolz. 
Denn diese Auszeichnung steht nicht 
nur für gute Arbeitsbedingungen, 
sondern für eine gelebte Kultur des 
Miteinanders, des Vertrauens und 
des Engagements.
In unserer täglichen Arbeit rund um 
die Verwaltung von Immobilien geht 
es oft um komplexe Aufgaben, Ver-

antwortung und den Blick fürs Detail. Doch was 
uns als Team wirklich ausmacht, ist die Be-
geisterung für das, was wir tun – und der ge-
meinsame Wille, immer besser zu werden. Wir 

wissen, dass Qualität und Verlässlich-
keit nur entstehen können, wenn Men-
schen mit Freude und Überzeugung bei 
der Sache sind.
Unsere Mitarbeitenden bringen tag-
täglich ihr Wissen, ihre Ideen und ihre 
Persönlichkeit ein. Dabei zählt nicht nur, 
was jemand leistet, sondern vor allem 
auch, WIE: mit Respekt, Freude, Offen-

Es gibt Auszeichnungen, die mehr sind als ein Gütesiegel. Sie spiegeln 
wider, wie Menschen zusammenarbeiten, einander vertrauen und ge-
meinsam wachsen. Die Auszeichnung als Great Place to Work® ist für uns 
deshalb etwas ganz Besonderes.

Gemeinsam stark –  
Warum wir uns über die 
Great Place to Work®-
Auszeichnung  
besonders freuen

Mag. Susanne 
Schranz 

schranz@brichard.at
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heit und dem Mut, etwas Neues auszuprobie-
ren. Wir geben Raum für Entwicklung, fördern 
Talente und schaffen Möglichkeiten, an Heraus-
forderungen zu wachsen. Denn wir sind über-
zeugt: wer sich traut, über sich hinauszuwach-

sen, erreicht nicht 
nur beruflichen Er-
folg, sondern auch 
persönliche Erfül-
lung und Zufrieden-
heit.
Die Befragung 
durch Great Place to 
Work® ist jedes Mal 
ein besonderer Mo-
ment für uns, weil 
sie uns ehrliches 
Feedback unserer 

Mitarbeitenden gibt. Sie zeigt uns, wo wir schon 
viel erreicht haben, aber auch, wo wir uns noch 
weiterentwickeln können. Dieses offene Mit-
einander ist für uns der Kern einer lebendigen 
Unternehmenskultur.
Denn für uns ist Unternehmenskultur kein Zu-
stand, sondern eine Haltung. Vertrauen ent-
steht, wenn man es gibt. Qualität entsteht, wenn 
man sie lebt. Und Begeisterung entsteht dort, 
wo Menschen gemeinsam daran arbeiten, etwas 
wirklich Gutes zu schaffen – für unsere Kundin-
nen und Kunden ebenso wie für uns selbst.

Besuchen Sie unsere  
Website https://brichard.at
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Wir wissen, dass 
Qualität und 

Verlässlichkeit nur 
entstehen können, 

wenn Menschen 
mit Freude und 

Überzeugung bei der 
Sache sind.
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1100 Wien, Carl-Appel-Straße 9

Nähe Wienerberg City –  
Blick über Wien im 23. Stock

4-Zimmer-Wohnung mit wunderschönem 
Ausblick und einer 19,11 m2 großen Loggia 
(wurde von Architekt COOP HIMMELB(L)AU 
errichtet).

Kaufpreis: € 695.000,00

1090 Wien, Müllnergasse 26 

Repräsentative 8-Zimmer-Wohnung mit 
zwei Eingängen in gepflegtem Altbauhaus 
zu vermieten.

Wohnfläche: ca. 215,00 m2

BMM: € 4.325,24 (inkl. BK und 10 % USt.)

Gumpendorfer Straße – Zinshaus 
aus Privatbesitz  
mit DG-Potenzial

Das Zinshaus hat eine Nutzfläche von 
ca. 1.821,00 m2 und verfügt über ein  
DG-Potenzial von ca. 607,00 m2 Wohnnutzfläche 
zzgl. ca. 131,00 m2 Freiflächen.

Kaufpreis: € 10,9 Millionen

Unsere aktuellen 
Top-Immobilien Besuchen Sie  

unsere Website  
https://brichard-makler.at


